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– elektronisches Verfahren 
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und zulässigen Nutzungen 
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1. Elektronische Kommunikation 

Art. 3a BayVwVfG 

(1) Die Übermittlung elektronischer Dokumente ist zulässig, soweit der Empfänger 
hierfür einen Zugang eröffnet (= Widmung). 

(2) 1 Eine durch Rechtsvorschrift angeordnete Schriftform (z.B. § 10 VII BImSchG) 
kann, soweit nicht durch Rechtsvorschrift etwas anderes bestimmt ist, durch die 
elektronische Form ersetzt werden. 2 In diesem Fall ist das elektronische 
Dokument mit einer qualifizierten elektronischen Signatur nach dem 
Signaturgesetz zu versehen. 3 Die Signierung mit einem Pseudonym, das die 
Identifizierung der Person des Signaturschlüsselinhabers nicht ermöglicht, ist 
nicht zulässig. 

(3) 1 Ist ein der Behörde übermitteltes elektronisches Dokument für sie zur 
Bearbeitung nicht geeignet, teilt sie dies dem Absender unter Angabe der für sie 
geltenden technischen Rahmenbedingungen unverzüglich mit. 2 Macht ein 
Empfänger geltend, er könne das von der Behörde übermittelte elektronische 
Dokument nicht bearbeiten, hat sie es ihm erneut in einem geeigneten 
elektronischen Format oder als Schriftstück zu übermitteln. 

22.7.2015 (Herrsching) RA Dr. Thomas Troidl 3 



Elektronischer (und elektronisch 
übermittelter) Verwaltungsakt 

Art. 37 II BayVwVfG (Erlass) 
1 Ein Verwaltungsakt kann schriftlich, 
elektronisch (z.B. E-Mail, SMS), mündlich 
oder in anderer Weise erlassen werden. 
2 Ein mündlicher Verwaltungsakt ist 
schriftlich oder elektronisch zu bestätigen, 
wenn hieran ein berechtigtes Interesse 
besteht und der Betroffene dies 
unverzüglich verlangt. 
3 Ein elektronischer Verwaltungsakt ist 
unter denselben Voraussetzungen 
schriftlich zu bestätigen; Art. 3a Abs. 2 
findet insoweit keine Anwendung. 

Art. 68 II 1 BayBO (Ausnahme): 
1 Die Baugenehmigung bedarf der 
Schriftform; Art. 3a BayVwVfG findet keine 
Anwendung. 

Art. 41 II BayVwVfG (Bekanntgabe) 
1 Ein schriftlicher Verwaltungsakt, der im 
Inland durch die Post übermittelt wird, gilt 
am dritten Tag nach der Aufgabe zur Post 
als bekannt gegeben. 2 Ein Verwaltungsakt, 
der im Inland oder in das Ausland 
elektronisch übermittelt wird (z.B. per 
Telefax), gilt am dritten Tag nach der 
Absendung als bekannt gegeben. 3 Dies gilt 
nicht, wenn der Verwaltungsakt nicht oder 
zu einem späteren Zeitpunkt zugegangen 
ist; im Zweifel hat die Behörde den Zugang 
des Verwaltungsakts und den Zeitpunkt des 
Zugangs nachzuweisen. 
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Elektronische Zustellung (Art. 5 VwZVG) 

Abs. 4 

Das Dokument kann an Behörden, 
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 
des öffentlichen Rechts, an 
Rechtsanwälte, Patentanwälte, Notare, 
Steuerberater, Steuerbevollmächtigte, 
Wirtschaftsprüfer, vereidigte Buchprüfer, 
Steuerberatungsgesellschaften, 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaften und 
Buchprüfungsgesellschaften auch auf 
andere Weise, auch elektronisch, gegen 
Empfangsbekenntnis zugestellt werden. 

Abs. 5 
1 Ein elektronisches Dokument kann im 
Übrigen unbeschadet des Abs. 4 
elektronisch zugestellt werden, soweit 
der Empfänger hierfür einen Zugang 
eröffnet (= Widmung); es ist elektronisch 
zuzustellen, wenn auf Grund einer 
Rechtsvorschrift ein Verfahren auf 
Verlangen des Empfängers in 
elektronischer Form abgewickelt wird. 
2 Für die Übermittlung ist das Dokument 
mit einer qualifizierten elektronischen 
Signatur nach dem Signaturgesetz zu 
versehen und gegen unbefugte 
Kenntnisnahme Dritter zu schützen. 
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2. Elektronische Verwaltung 

Art. 8 I Dienstleistungsrichtlinie 

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, 
dass alle Verfahren und 
Formalitäten, die die Aufnahme oder 
die Ausübung einer 
Dienstleistungstätigkeit betreffen, 
problemlos aus der Ferne und 
elektronisch über den betreffenden 
einheitlichen Ansprechpartner oder 
bei der betreffenden zuständigen 
Behörde abgewickelt werden 
können. 

Art. 71e BayVwVfG: 
Elektronisches Verfahren 

• 1 Das Verfahren nach diesem 
Abschnitt (= über eine einheitliche 
Stelle) wird auf Verlangen in 
elektronischer Form abgewickelt. 
2 Art. 3a Abs. 2 Sätze 2 und 3 und 
Abs. 3 bleiben unberührt. 

• z.B. Akteneinsicht 
(v.a. in elektronische Akten, 
vgl. § 8 EGovG) 

• z.B. Informationspflichten nach 
Art. 71c BayVwVfG: 
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Elektronische Information (Art. 71c BayVwVfG) 

Abs. 1 
1 Die einheitliche Stelle erteilt auf 
Anfrage unverzüglich Auskunft über 
die maßgeblichen Vorschriften, die 
zuständigen Behörden, den Zugang 
zu den öffentlichen Registern und 
Datenbanken, die zustehenden 
Verfahrensrechte und die 
Einrichtungen, die den Antragsteller 
oder Anzeigepflichtigen bei der 
Aufnahme oder Ausübung seiner 
Tätigkeit unterstützen. 2 Sie teilt 
unverzüglich mit, wenn eine Anfrage 
zu unbestimmt ist. 

Abs. 2 
1 Die zuständigen Behörden erteilen 
auf Anfrage unverzüglich Auskunft 
über die maßgeblichen Vorschriften 
und deren gewöhnliche Auslegung. 
2 Nach Art. 25 erforderliche 
Anregungen und Auskünfte werden 
unverzüglich gegeben. 

22.7.2015 (Herrsching) RA Dr. Thomas Troidl 7 



3. BauGB-Novellen 

Novelle Datum Geänderte §§ 

Art. 1 G zur Stärkung der 
Innenentwicklung in den Städten 
und Gemeinden und weiteren 
Fortentwicklung des 
Städtebaurechts 

11. 6. 2013 Inhaltsübersicht, §§ 1, 1a, 3, 4a, 
4b, 5, 9, 11, 13, 13a, 15, 22, 27a, 
34, 35, 122, 124, 133, 135, 136, 
171a, 171d, 172, 179, 192, 195, 
197, 198, 199, 214, 217, 224, 242, 
245a, Anl. 2 

Art. 1 G zur Einführung einer 
Länderöffnungsklausel zur 
Vorgabe von Mindestabständen 
zwischen Windenergieanlagen 
und zulässigen Nutzungen 

15. 7. 2014 Inhaltsübersicht, § 249 

Art. 1 G über Maßnahmen im 
Bauplanungsrecht zur 
Erleichterung der Unterbringung 
von Flüchtlingen 

20. 11. 2014 Inhaltsübersicht, §§ 1, 31, 246 
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Gesetz über Maßnahmen im Bauplanungsrecht zur 
Erleichterung der Unterbringung von Flüchtlingen 

§ 1 VI Nr. 13 BauGB 

Bei der Aufstellung der Bauleitpläne 
sind insbesondere zu 
berücksichtigen: 

… 

die Belange von Flüchtlingen oder 
Asylbegehrenden und ihrer 
Unterbringung. 

§ 31 II BauGB (Befreiung) 
Von den Festsetzungen des Bebauungsplans 
kann befreit werden, wenn die Grundzüge der 
Planung nicht berührt werden und  

1. Gründe des Wohls der Allgemeinheit, 
einschließlich des Bedarfs zur 
Unterbringung von Flüchtlingen oder 
Asylbegehrenden, die Befreiung 
erfordern oder 

2. die Abweichung städtebaulich vertretbar 
ist oder 

3. die Durchführung des Bebauungsplans 
zu einer offenbar nicht beabsichtigten 
Härte führen würde 

und wenn die Abweichung auch unter 
Würdigung nachbarlicher Interessen mit den 
öffentlichen Belangen vereinbar ist.  
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§ 246 BauGB: Sonderregelungen 
für Flüchtlingsunterkünfte 

(8) Bis zum 31. Dezember 2019 gilt § 34 Absatz 3a Satz 1 entsprechend für die 
Nutzungsänderung zulässigerweise errichteter Geschäfts-, Büro- oder 
Verwaltungsgebäude in bauliche Anlagen, die der Unterbringung von Flüchtlingen oder 
Asylbegehrenden dienen, und für deren Erweiterung, Änderung oder Erneuerung.  

(9) Bis zum 31. Dezember 2019 gilt die Rechtsfolge des § 35 Absatz 4 Satz 1 für Vorhaben 
entsprechend, die der Unterbringung von Flüchtlingen oder Asylbegehrenden dienen, 
wenn das Vorhaben im unmittelbaren räumlichen Zusammenhang mit nach § 30 Absatz 1 
oder § 34 zu beurteilenden bebauten Flächen innerhalb des Siedlungsbereichs erfolgen 
soll.  

(10) 1Bis zum 31. Dezember 2019 kann in Gewerbegebieten (§ 8 der Baunutzungsverordnung, 
auch in Verbindung mit § 34 Absatz 2) für Aufnahmeeinrichtungen, 
Gemeinschaftsunterkünfte oder sonstige Unterkünfte für Flüchtlinge oder Asylbegehrende 
von den Festsetzungen des Bebauungsplans befreit werden, wenn an dem Standort 
Anlagen für soziale Zwecke als Ausnahme zugelassen werden können oder allgemein 
zulässig sind und die Abweichung auch unter Würdigung nachbarlicher Interessen mit 
öffentlichen Belangen vereinbar ist. 2§ 36 gilt entsprechend. 
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§ 35 BauGB 

II 

Sonstige Vorhaben können im 
Einzelfall zugelassen werden, wenn 
ihre Ausführung oder Benutzung 
öffentliche Belange nicht 
beeinträchtigt und die Erschließung 
gesichert ist.  

IV 1 (Teilprivilegierung) 

Den nachfolgend bezeichneten sonstigen 
Vorhaben im Sinne des Absatzes 2 kann 
nicht entgegengehalten werden, dass sie 

 Darstellungen des 
Flächennutzungsplans oder eines 
Landschaftsplans widersprechen, 

 die natürliche Eigenart der 
Landschaft beeinträchtigen oder 

 die Entstehung, Verfestigung oder 
Erweiterung einer Splittersiedlung 
befürchten lassen, 

soweit sie im Übrigen 
außenbereichsverträglich im Sinne des 
Absatzes 3 sind: … 
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Aktueller Fall in P. 
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Auszug aus dem 
Ablehnungsschreiben des LRA 
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Subsumtion 

Bis zum 31. Dezember 2019 gilt die 
Rechtsfolge des § 35 Absatz 4 Satz 1 
für Vorhaben entsprechend, die der 
Unterbringung von Flüchtlingen oder 
Asylbegehrenden dienen, wenn das 
Vorhaben 

 im unmittelbaren räumlichen 
Zusammenhang mit nach § 30 
Absatz 1 oder § 34 zu 
beurteilenden bebauten 
Flächen 

 innerhalb des 
Siedlungsbereichs 

erfolgen soll. 
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Auslegungshilfen 

• Gesetzentwurf des Bundesrates: 
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/027/1802752.pdf 

• Rundschreiben vom 11.11.14: 
https://www.stmi.bayern.de/assets/stmi/buw/baurechtundtechnik/unterbrin
gung_von_fl%C3%BCchtlingen_-
_%C3%84nderung_des_baugesetzbuches_.pdf 

• Rundschreiben vom 06.03.15 (Seite 2!): 
https://www.stmi.bayern.de/assets/stmi/buw/baurechtundtechnik/rundschre
iben_zur_unterbringung_von_asylbegehrenden_und_fl%C3%BCchtlingen.pdf 

• Aufsatz von Krautzberger: 
http://www.krautzberger.info/assets/2012/03/UPR-2015-Heft-1-S.-201.pdf 

• Aufsatz von Krautzberger/Stüer: 
http://www.stueer.business.t-online.de/aufsatzc/dvbl0215.pdf  
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4. Windenergieanlagen 

§ 35 I Nr. 5 BauGB (Privilegierung) 

Im Außenbereich ist ein 
Vorhaben nur zulässig, wenn 
öffentliche Belange nicht 
entgegenstehen, die 
ausreichende Erschließung 
gesichert ist und wenn es 

… 

der Erforschung, Entwicklung 
oder Nutzung der Wind- 
oder Wasserenergie dient 

§ 35 III 3 BauGB (Standortzuweisung) 

Öffentliche Belange stehen 
einem Vorhaben nach Absatz 1 
Nr. 2 bis 6 in der Regel auch 
dann entgegen, soweit hierfür 
durch Darstellungen im 
Flächennutzungsplan oder als 
Ziele der Raumordnung eine 
Ausweisung an anderer Stelle 
erfolgt ist.  
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Beispiel 
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Gesetz zur Einführung einer Länderöffnungsklausel zur Vorgabe von 
Mindestabständen zwischen Windenergieanlagen und zulässigen Nutzungen 

 

§ 249 III BauGB (Öffnungsklausel) 
1Die Länder können durch bis zum 31. Dezember 
2015 zu verkündende Landesgesetze bestimmen, 
dass § 35 Absatz 1 Nummer 5 auf Vorhaben, die 
der Erforschung, Entwicklung oder Nutzung der 
Windenergie dienen, nur Anwendung findet, wenn 
sie einen bestimmten Abstand zu den im 
Landesgesetz bezeichneten zulässigen baulichen 
Nutzungen einhalten. 
2Die Einzelheiten, insbesondere zur 
Abstandsfestlegung und zu den Auswirkungen der 
festgelegten Abstände auf Ausweisungen in 
geltenden Flächennutzungsplänen und 
Raumordnungsplänen, sind in den Landesgesetzen 
nach Satz 1 zu regeln. 
3Die Länder können in den Landesgesetzen nach 
Satz 1 auch Abweichungen von den festgelegten 
Abständen zulassen.  

Art. 82 BayBO (Entprivilegierung) 

(1) § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB findet auf Vorhaben, 
die der Erforschung, Entwicklung oder 
Nutzung der Windenergie dienen, nur 
Anwendung, wenn diese Vorhaben einen 
Mindestabstand vom 10-fachen ihrer Höhe zu 
Wohngebäuden in Gebieten mit 
Bebauungsplänen (§ 30 BauGB), innerhalb im 
Zusammenhang bebauter Ortsteile (§ 34 
BauGB) - sofern in diesen Gebieten 
Wohngebäude nicht nur ausnahmsweise 
zulässig sind - und im Geltungsbereich von 
Satzungen nach § 35 Abs. 6 BauGB einhalten. 

(2) 1 Höhe im Sinn des Abs. 1 ist die Nabenhöhe 
zuzüglich Radius des Rotors. 2 Der Abstand 
bemisst sich von der Mitte des Mastfußes bis 
zum nächstgelegenen Wohngebäude, das im 
jeweiligen Gebiet im Sinn des Abs. 1 
zulässigerweise errichtet wurde bzw. errichtet 
werden kann. 
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 Bestandsschutz für Konzentrationsflächennutzungspläne  

Art. 82 IV BayBO 
Abs. 1 und 2 finden keine Anwendung, 

1. wenn in einem Flächennutzungsplan für Vorhaben 
der in Abs. 1 beschriebenen Art vor dem 21. 
November 2014 eine Darstellung für die Zwecke 
des § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB erfolgt ist, 

2. soweit und sobald die Gemeinde der Fortgeltung 
der Darstellung nicht bis einschließlich 21. Mai 
2015 in einem ortsüblich bekannt gemachten 
Beschluss widerspricht und 

3. soweit und sobald auch eine betroffene 
Nachbargemeinde der Fortgeltung der 
Darstellung nicht bis einschließlich 21. Mai 2015 in 
einem ortsüblich bekannt gemachten Beschluss 
widerspricht; als betroffen gilt dabei eine 
Nachbargemeinde, deren Wohngebäude in 
Gebieten im Sinn des Abs. 1 in einem geringeren 
Abstand als dem 10-fachen der Höhe der 
Windkraftanlagen, sofern der Flächennutzungs-
plan jedoch keine Regelung enthält, maximal in 
einem Abstand von 2 000 m, stehen. 

Änderungsantrag vom 15.10.14 
 Die Aufnahme einer Bestandsschutzregelung für 
bestehende Konzentrationsflächennutzungspläne in 
den Gesetzentwurf trägt folgenden Punkten 
Rechnung: 

• Zum einen wurden die 
Konzentrationsflächennutzungspläne im Vorfeld 
mit hohem Verwaltungs- und Kostenaufwand 
erstellt. Ihnen liegt eine oftmals äußerst 
aufwändige Überzeugungsarbeit und 
Konsensfindung vor Ort mit intensiver Bürger- 
und Öffentlichkeitsbeteiligung zugrunde, die von 
den kommunalen Mandatsträgern in gutem 
Glauben auf die energiepolitischen Ziele der 
Staatsregierung getätigt wurden. 

• Zum anderen verhindert diese Ergänzung, dass 
Investoren, z.B. auch potenzielle Betreiber von 
Bürgerwindrädern, sich in ihrem Vertrauen auf 
die Konzentrationsflächendarstellung enttäuscht 
und in ihren Aufwendungen frustriert sehen.  
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Aktuelles aus dem 
Verwaltungs- und Baurecht 

• Vielen Dank für Ihre 
Aufmerksamkeit! 

• Sie finden diese 
Präsentation auch 
– topaktuell 
und in Farbe – 
auf unserer homepage: 
www.rae-schlachter.de  

• Fragen? 

• Diskussion? 
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